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Die Privatschulenin
Luxemburg sollenkünftig

mehr GeldvomStaat
erhalten. Lehrergewerk-
schaften und Opposition

laufen Sturm: Die Chancen-
gleichheit und die Qualität
der öffentlichen Schule

seienin Gefahr.

Es sind illustre Namen, die
den "Appel fir d'öffentlech
Schoul" bislang unterzeichnet
haben: JournalistInnen, Anwälte,
KünstlerInnen, SportlerInnen,
GewerkschafterInnen des SEW,
OGBL und der FGIL, Abgeordne-
te der Grünenund− nicht zuletzt
− der LSAP, die den Stein über-
haupt erst ins Rollen gebracht
hat. Hintergrund des öffentli-
chen Protestes: der von Unter-
richtsministerin Anne Brasseur
vorgelegte Gesetzesentwurf Nr.
5029zurFinanzierungder Privat-
schulen. "Ein gefährliches Ge-
setz" sei das, warnte Ed Kirsch
vomLehrerverband FGIL auf ei-
ner Pressekonferenz amvergan-
genen Dienstag, "das unbedingt
verhindert werden muss". Marc
Zanussi, LSAP−Abgeordneter und
Initiator des Aufrufes, begründet
warum: "Wenn demGesetz zuge-
sti mmt wird, dann führt es uns
auf direktem Wege in ein Zwei−
Klassen−Schulsystem."
Vor allem folgende Neurege-

lung kritisiert der Appell: Nach-
demfür die privaten Sekundar-
schulen− in erster Linie den ka-
tholischen Einrichtungen − auf

der Grundlage des 1982er Geset-
zes bereitsfinanzielle Hilfensei-
tens des Staates in Höhe von
insgesamt über 32 Milliarden
Eurozugesichert wurden, sollen
diese künftig ausgedehnt wer-
den. StaatlicheZuschüssein Hö-
he von 40 bis 90 Prozent der
Summe, die durchschnittlich ei-
nE SchülerIn der öffentlichen
Schule demStaat pro Jahr kos-
tet, sollen Privatschulen nuner-
halten − sofern sie sich amlu-
xemburgischen Lehrprogramm
orientieren. Für die anderen, die
nicht den staatlichen Vorgaben
folgen wollen, wie etwa die Wal-
dorfschule mit ihrem spezifi-
schen pädagogischen Ansatz,
sind Subventionenin Höhe von
40 Prozent vorgesehen. Dieser
Finanzierungsmodus soll zudem
in Zukunft nicht länger auf die
Sekundarstufe beschränkt blei-
ben, sondern auch für Grund−
und Vorschulegelten.
Eine Erweiterung, die laut

Aufruf nicht nur die "Gewähr-
leistung ideologiefreier pädago-
gischer Ansätze" gefährdet, son-
dern die öffentliche Schule ins-
gesamt bedroht.
"Wenn sich der Trend hin zu
mehr staatlicher Unterstützung
für Privatschulen fortsetzt, und
dieöffentlicheSchuleindemde-
solaten Zustand bleibt, in dem
sie zurzeit nachweislich ist,
dann wird der Anteil der Schüle-
rInnen, diein den nächstenJah-
ren eine Privatschule besuchen,
weiter steigen", befürchtet Za-
nussi. Zurzeitliegt die Quotebei
11,3 Prozent, damit gehört Lu-
xemburg zu den Spitzenreitern
in der EU. Dabei seienfinanziell
gut situierte Eltern gegenüber
ärmeren Familien i m Vorteil,
denn nur sie könnten es sich
leisten, ihre Kinder vonkleinauf
in besser ausgestattete Privat-
schulenzuschicken.

Chancengleichheit − wo?
"Von elitär kann keine Rede

sein", wehrt sich Danièle Faltz,
Direktorin des katholischen
"Fieldgen", gegen allzu"si mplifi-
zierende" DarstellungenvonPri-
vatschulen. Immerhin betrage
das Schulgeldanihrer Schulele-
diglich 350 Euro pro Jahr, eine
Summe, die je nach Einkom-
menssituation der Eltern noch
gesenkt werdenkann. Am"Field-
gen", hält Faltz ihren KritikerIn-
nen außerdem entgegen, wür-
den ebenso viele ausländische
SchülerInnen unterrichtet wie
an anderen öffentlichen Schu-
len. Ähnlich sieht das der Ge-
schäftsführer der Waldorfschu-
le, Klaus Beeskow: Nach Ein-
kommen gestaffelte Beiträge
und ein internes Umlageverfah-
ren sollen sicherstellen, dass
Kinder nicht−vermögender El-
tern den Schulunterricht eben-
falls besuchenkönnten.
Dass auch kostenloser Unter-

richt für alle kein Garant für
Chancengleichheit ist, hat die
PISA−Studie auf drastische Wei-
se bewiesen: UnzureichendeInf-
rastrukturen, Mangel an ausge-
bildetemPersonal, mangelhafte
Betreuung von Kindern mit
Lernschwierigkeiten verhindern
systematisch das Einlösen des
i mGesetz von 1912 verankerten
Grundsatzes der gleichen Bil-
dungschancen, lautet dietrauri-
ge Interpretation der PISA−Er-
gebnisse. Beispiele wie PISA−
Testsieger Finnland, wo nur et-
wa drei Prozent der SchülerIn-
nen in privaten Einrichtungen
lernen, zeigen aber, dass Chan-
cengleichheitinder öffentlichen
Schulekeine Utopiesein muss.

"Das einzige Mittel gegen Pri-
vatschulen ist eine verbesserte
öffentliche Schule", betont des-
halb Robert Garcia. Der grüne
Abgeordnete und die anderen
UnterzeichnerInnen sindsichei-
nig: Bessere Noten bekommen
die öffentlichen Schulen i m
Großherzogtum erst, wenn tief
greifende Reformen durchge-
führt werden.
Doch diese lassen weiter auf

sich warten. Offenbar findet An-
ne Brasseur, die sich gegenüber
der woxx nicht zum Gesetze-
sentwurf der Privatschulfinan-
zierung äußern wollte, anderes
wichtiger.
Mitihrer Schwerpunktsetzung

hin zu mehr Privatisierung i m
Schulbereich ist die Ministerin
übrigens nicht allein: Immer
mehr Länder privatisieren i m
Bildungsbereich und laut einer
OECD−Studie von2000 steigt der
Anteil der PrivatschülerInnen
weltweit. SchulexpertInnen ma-
chen für diese Entwicklung in
erster Linie die verschärfte Fi-
nanzkriseverantwortlich.
Mehr Markt und mehr Privati-

sierung werden mit mehr Effizi-
enz und besseremService, also
mehr Qualität gleichgesetzt− bei
vergleichsweise geringeren Kos-
ten. Dabei werden freilich ver-
schiedeneFaktorengerneausge-
blendet: LehrerInnen an Privat-
schulen werden meistens
schlechter bezahlt alsihre Kolle-
gInnen i m öffentlichen Sektor
und unterliegen als Privatange-
stellte, der marktabhängigen Ar-
beitsplatzunsicherheit wegen,
einemanderen Erfolgsdruck als
BeamtInnen. Zudemgibt es bis-
her kaum unabhängige Evalua-
tionen, die eine Überlegenheit
der Privatschulen gegenüber öf-
fentlichenSchulenbeweisen. Ein
Manko, das auch für Luxem-
burgs Privatschulen uneinge-
schränkt gilt.
Es spricht einiges dafür, dass

bei mGesetzesentwurf der Minis-
terin das Argument der Wirt-
schaftlichkeit und der Entlas-
tung des Staatsbudgets schwer,
wenn nicht gar am schwersten
wiegt. In Artikel 4 heißt es ange-
sichts geschätzter Schülerzah-
len von rund 11.000 für die
nächsten zehn Jahre und drin-
gend benötigter neuer Infra-
strukturen: "Tout agrandisse-
ment de la capacité d'accueil
réalisé parles écoles privées est
donc bienvenu." Und weiter, so-
gar rückwirkend: "En prenant en
charge 80 pour cent de l'amor-
tissement pour les investisse-
ments réalisés aucours des der-
nières dix années, les écoles en
questionseront en mesure defi-
nancer de nouveaux investisse-
ments et d'agrandir leur capa-
cité d'accueil."
Die geplante Stärkung der Pri-

vatschulen scheint also vor al-
lem eines zu sein: Ein weiterer
Trick, umeigene Hausaufgaben
bloß nicht erledigen zu müssen
(oder nicht zu können?) − umso
mehr aber den (christlichen)
Koalitionspartner zuerfreuen.
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"Keen Eurofir de Parkingrésidentiel"
"Chaotische Zustände" attestieren "D' Stater Sozialis-
ten" dem Luxemburger Schöffenrat i n sei ner Ver-
kehrspolitik. Der Unmut der LSAP richtet sich vor al-
lem gegen das geplante kostenpflichti ge Anwohner-
parken, das am1. Januar 2003in der Hauptstadt ei n-
geführt werden soll, und das bei ei ner gleichzeiti gen
Erhöhung der Bus− und Bahntarife (woxx Nr. 669).
Zwar könne man über ei ne Ausdehnung des Parki ng
résidentiel diskutieren, hieß es bei ei ner Pressekon-
ferenz der Sozialisten, jedoch gratis. Das kosten-
pflichti ge Anwohnerparken werde besonders die so-
zial Schwachen treffen, meint LSAP−Chef der Stadt
Luxemburg, Armand Drews. Zudem sei dadurch
noch lange kein Parkplatz garantiert. "Und wer vom
Mindestlohn lebt, kann sich kei ne Garage leisten", so
Drews. Zudem sei nicht jedes Stadtviertel Wohnge-
biet, mei nte Gemei nderat Marc Angel. Die LSAP
startete i hre Kampagne gegen das Vorhaben des
Schöffenrats am Donnerstag und verteilte dazu flei-
ßi g Aufkleber. Die Kampagne läuft unter dem Motto:
"Keen Eurofir de Parki ng résidentiel."

KP−"Déi Lénk": Wi Hond a Kaatz...
Öffentlich sichtbar wurde der seit Wochen schwelen-
de Streit zwischen KP und "Déi Lénk" (siehe woxx Nr.
664) am vergangenen Sonntag bei m 30. Kongress
der Kommunistischen Partei. Präsident Ali Ruckert
beklagte sich über negative Erfahrungen innerhal b
der von der KP mitgegründeten Sammelbewegung
"Déi Lénk" − er sei bei ei ner Versammlung gar als
"dreckegen Hond" beschi mpft worden. Auch bei den
Diskussi onen über ei n Strategiepapier für die Wahlen
2004 gebe es Schwieri gkeiten.
Dieses Papier soll vor allemdie Kriterien für die Auf-
stell ung von Kandi datI nnenlisten festlegen − die KP
hatte die Befürchtung geäußert, nicht ausreichend
vertreten zu sei n. Mittlerweile liegt ei ne unter Mitwir-
kung von KP−VertreterI nnen i nnerhalb von "Déi Lénk"
erarbeitete Kriterienliste vor, doch ei ne Zusage des
am Wochenende neugewählten KP−Zentralkomitees
steht noch aus. Waren die harten Worte des KP−Prä-
sidenten nur als Schuss vor den Bug gemeint? Oder
wird die KP ei ne Trennung der Strukturen anstreben
und anschließend über ei n rei nes Wahlbündnis ver-
handeln? Ein solches Friss−oder−stirb−Angebot würde
vermutlich auch für die restlichen Teile von "Déi
Lénk" ei ne Zerreißprobe bedeuten.

Gemeinde und FNCTTFEL− quovadis?
"Die Zukunft der Gemeinden" lautet der weit reichen-
de Titel ei nes öffentlichen Rundtischgesprächs, das
der FNCTTFEL am kommenden Montag um 18. 15
Uhr i n sei nen Räumen i m Casino Bonneweg veran-
staltet. Über die Fragen, was die Gemei nden i n Zu-
kunft für i hre BürgerI nnen tun sollen bzw. was sie
dürfen sollen i n puncto Wirtschaft, Fi nanzierung,
Transport−, Energie− und Abfall politik oder sozialer
I nfrastrukturen, diskutieren Vertreter von allen politi-
schen Parteien sowie Jean−Marie Klei n von der Syvi-
col und Nico Wennmacher vomLandesverband.
VertreterI nnen der Gemeinden und aus Bewegungen
der Zivil gesellschaft si nd herzlich ei ngeladen, sich an
der Debatte zu beteili gen, Fragen zu stellen und Stel-
l ung zu beziehen.
Nicht ganz so herzlich si nd Frauen ei ngeladen: Ob-
wohl i n der so genannten "Lokalen Agenda 21" von
Rio als Teil der Zivil gesellschaft ausdrücklich festge-
halten, haben die Veranstalter(i nnen?) offensichtlich
die ei ne Hälfte der Bevölkerung vergessen: Die Pres-
seankündigung richtet sich ausschließlich an männli-
che Bürger und die geladenen Vertreter si nd eben-
falls allesamt männlich. Ei n Ergebnis mangel nder
Fraueninitiative oder männlicher I gnoranz?

Gute BildungnurgegenSchulgeld? (Foto: Christian Mosar)


